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Geſetz⸗Sammlung 
für die 
Köỹniglichen Preußiſchen Staaten. 


— N. 22.— 


< ee . 


(Nr. 2729.) Verordnung über das Verfahren in Zivilprozeſſen. Vom 21. Juli 1846. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
| Preußen dc. ꝛc. 


haben, in Beruͤckſichtigung der Erfahrungen, welche bei Ausfuͤhrung der Ver⸗ 
ordnung über den Mandats, ſummariſchen und Bagatellprozeß vom 1. Juni 
1833. gemacht worden, dem darin angeordneten Verfahren, ſoweit dies jetzt 
ſchildung zu geben, beſchloſſen. erweiterte Anwendung und vervollſtaͤndigte Aus⸗ 
Wir verordnen demzu 

Wir verordnen demzufolge fuͤr alle Provinzen Unſerer Monarchie, in 
welchen die Allgemeine Gerichtsordnung Kraft hat, auf den Antrag Unſerer 
Juſtizminiſter und nach vernommenem Gutachten einer von Uns aus Mitglie⸗ 
dern des Staatsraths ernannten Kommiſſion, was folgt: 


* 

Das im Titel 2. der Verordnung vom 1. Juni 1833. und in den dieſen MR; 
Titel ergänzenden ſpaͤteren Beſtimmungen vorgefchriebene Verfahren foll fortan, ſummaki⸗ 
bei allen Rechtsſtreitigkeiten, welche weder zum Mandatsprozeß (Titel I. der AR u 
Verordnung vom 1. Juni 1833.) geeignet, noch in den $$. 28. 29. und 38. 
der gegenwaͤrtigen Verordnung ausgenommen ſind, zur Anwendung kommen, 
jedoch mit nachſtehenden Vorſchriften, welche auch fuͤr die bisher im ſumma⸗ 
riſchen Prozeß behandelten Sachen eintreten. 


K. 2. 

Der Termin zur Klagebeantwortung ift dergeſtalt anzuberaumen, daß Veorſchriften 
dem Verklagten eine Friſt von vierzehn Tagen bis ſechs Wochen, von dem N 
Tage der Inſinuation der Klage an gerechnet, zur Vorbereitung feiner Ein⸗ ö 
laſſung frei bleibt. Der Richter kann dieſe Friſt in beſonders ſchleunigen 
Fällen abkuͤrzen, bei beſonders verwidelfen Rechtsſtreitigkeiten oder aus andern 
in der Sache liegenden Gruͤnden aber verlaͤngern, auch den Termin auf Antrag 
des Verklagten, jedoch nur einmal, verlegen. 


Jahrgang 1846. (Nr. 2729.) 43 $. 3. 
Ausgegeben zu Berlin den 25. Juli 1846. 
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„. 


Der Verklagte iſt befugt, ſtatt in dem zur Klagebeantwortung anbe⸗ 
raumten Termine zu erſcheinen, 17 — vor, oder in dem Termine eine ſchrift⸗ 
liche Klagebeantwortung einzureichen. Dieſelbe muß jedoch von einem Juſtiz⸗ 
Kommiſſar unterzeichnet ſein, widrigenfalls ſie fuͤr nicht angebracht erachtet 
und ſofort zuruͤckgegeben wird. Nur den oͤffentlichen Behoͤrden und ſolchen 
Privatperſonen, welche zum Nichteramte befähigt find, iſt die Einreichung einer 
ſchriftlichen Klagebeantwortung ohne Zuziehung eines Juſtizkommiſſars geſtattet. 


Hat die Partei einen Juſtizkommiſſar zu ihrem Bevollmächtigten ange⸗ 
nommen, ſo muß derſelbe eine ſchriftliche Klagebeantwortung einreichen. 


H. 4. 


Dem Klaͤger iſt von dem Termine zur Klagebeantwortung Nachricht zu 
geben und ihm zu uͤberlaſſen, auch ſeinerſeits in dem Termine zu erſcheinen, 
De die weitere Verfügung des Richters nach abgehaltenem Termine abzu— 
warten. 


„Erſcheint der Verklagte in dem Termine zur Klagebeantwortung nicht, 
und iſt auch von ihm eine den Vorſchriften des H. 3. entſprechende ſchriftliche 
Klagebeantwortung nicht eingereicht worden, fo tritt, ohne? lagers, 
und ſelbſt alsdann, wenn derſelbe im Termine nicht erſchienen ift, das Kontu⸗ 
mazialverfahren gegen den Verklagten ein. j 


§. 9. 
Vermeint der Verklagte dem Anſpruche des Klägers eine der nachſtehen⸗ 
den Einreden: 

a) der Unzulaͤſſigkeit eines gerichtlichen Verfahrens uͤber den Gegenſtand 
der Klage, 

b) der Inkompetenz des Gerichts, 

c) der Rechtshaͤngigkeit, f 

d) der dem Klaͤger mangelnden Faͤhigkeit, vor Gericht aufzutreten, 

e) der nicht erfolgten Kautionsbeſtellung Seitens des Klaͤgers, wenn der— 
ſelbe ein Ausländer iſt (Prozeßordnung Tit. 21. H. 13.), 

) des noch nicht erfolgten Ablaufs der Ueberlegungsfriſt, wenn der Ver: 
klagte als Erbe belangt worden (Prozeßordnung Tit. 20. F. 2.), 


entgegenſtellen zu koͤnnen, und vermag der Verklagte eine ſolche Einrede, in 
ſofern es eines Beweiſes derſelben uͤberhaupt bedarf, zu beſcheinigen, fo 
kann er ſeine Klagebeantwortung auf dieſe Einrede beſchraͤnken und darauf 
antragen, daß zunaͤchſt uͤber dieſelbe verhandelt und erkannt werde. Die voll— 
ſtaͤndige Einlaſſung auf die Klage darf jedoch wegen ſolcher Einreden nur ein 

ma 
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mal ausgeſetzt werden, und der Verklagte muß daher, wenn er mehrere der: 
gleichen Einreden hat, dieſelben gleichzeitig vorbringen. 


f $. 6. 


Findet das Gericht den Antrag des Verklagten, daß zunächft über die 
vorgebrachten Einreden (F. 5.) verhandelt und erkannt werde, nicht begründet, 
fo liegt dem Verklagten ob, die Klage in dem von dem Gerichte zu beftim- 
menden neuen Termine oder bis zu demſelben anderweit vollſtaͤndig zu be- 
antworten. N 


Auf die vorlaͤufige Klagebeantwortung wird ſodann nur in ſoweit Ruck⸗ 
ſicht genommen, als der Verklagte ſich auf dieſelbe in der neuen Klagebeant⸗ 


wortung bezieht. 
§. 7. 


Werden in der Klagebeantwortung Thatſachen angefuͤhrt, die in der 
Klage nicht vorgekommen ſind, oder werden darin Einreden angebracht, ſo 
bleibt dem Ermeſſen des Gerichts überlaffen, die Parteien vor der mündlich 
Verhandlung noch mit ihrer Replik und Duplik zu hoͤren. Dies kann ſchon 
in dem Termine zur Klagebeantwortung geſchehen, wenn die Parteien in dem- 
ſelben erſchienen und ſich ſofort zu erklaͤren bereit ſind. Iſt dies nicht ge⸗ 
ſchehen, ſo werden, wenn die Parteien Juſtizkommiſſare zu ihren Bevollmaͤch⸗ 
tigten beſtellt haben, dieſe zur Einreichung einer ſchriftlichen Replik oder Duplif 
innerhalb einer nach H. 2. abzumeſſenden Friſt aufgefordert. Dagegen wird 
diejenige Partei, welche keinen Juſtizkommiſſar zu ihrem Bevollmaͤchtigten be⸗ 
ſtellt hat, innerhalb gleicher Friſt zu einem Termine behufs der Aufnahme ihrer 
Erklarung vorgeladen. Jede Partei kann, ſtatt in dieſem Termine zu erſcheinen, 
vor Ablauf deſſelben ihre Replik und Duplik in einem Schriftſatze einreichen. 
Auf dergleichen Schriftfäge finden alle Beſtimmungen Anwendung, welche fuͤr 
die Klagebeantwortung im H. 3. ertheilt worden find. | 


$. 8. 


Die Replik muß eine vollſtaͤndige Beantwortung der Klagebeantwortung 
und die Duplik eine vollſtaͤndige Beantwortung der Replik enthalten. Erfolgt 
die Beantwortung gar nicht oder nicht vollſtaͤndig, ſo werden die vom Gegner 
angeführten Thatſachen und beigebrachten Urkunden, woruͤber keine Erklaͤrung 
abgegeben iſt, fuͤr zugeſtanden und anerkannt erachtet. Fernere auf A Aachen 
beruhende Entgegnungen (Replikationen und Duplikationen) können im aufe 
? nftanz nicht mehr vorgebracht werden. 


$. 9. 


Bei der nach $. 25. der Verordnung vom 1. Juni 1833. eintretenden 
Kontumazialverhandlung werden alle ſtreitigen, von dem Nichterſchienenen an⸗ 
43 * * ge⸗ 


(Nr. 2729.) 
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eführten, mit Beweis mitteln nicht unterſtüͤtzten Thatſachen für nicht engerühnt 
owie alle von dem Ausbleibenden vorzulegenden Urkunden als nicht eigebracht 
erachtet, alle von dem Gegentheil angefuͤhrten Thatſachen aber, denen noch 


nicht ausdruͤcklich widerſprochen worden iſt, fuͤr zugeſtanden, im leichen die von 
dem Gegentheil beigebrachten Urkunden für rekognoszirt 3 


H. 10. 


Eine einmalige Verlegung der zur mündlichen Verhandlung anberaum⸗ 
ten Sitzung kann, nach dem Ermeſſen des Gerichts, in allen nicht ſchleunigen 
Sachen auch auf den einſeitigen, durch beſcheinigte er e Gruͤnde unter⸗ 
ſtützten Antrag einer Partei erfolgen. Hinderniſſe in der Perſon eines zum 


Bevollmaͤchtigten beſtellten Juſtizkommiſſars duͤrfen nicht beachtet werden. 


H. 11. 


Die im F. 20. der Verordnung vom 1. Juni 1833. zugelaſſene Verzicht⸗ 
leiſtung auf die muͤndliche Verhandlung vor dem erkennenden Gerichte findet 
| nicht ferner Statt. Dagegen ſoll es den Gerichten freiſtehen, nach dem über: 
Beweisen beider Parteien, noch por der mündlichen Verhandlung 
eweisaufnahmen, uͤber deren Erheblich eit kein Streit obwaltet, zu verfuͤgen, 
ſowie jede Art von Beweisaufnahmen mit der muͤndlichen Verhandlung zu 
verbinden, auch zu dieſem Zwecke eine andere Sitzung anzuberaumen. 


$. 12. 


e lee e, ment win Die im $. 29. der Verordnung vom 1. Juni 1833. zur Publikation des 
ee cee ir Arm Erkenntniſſes vorgeſchriebene, im Termin zur muͤndlichen Verhandlung zu be⸗ 
D ſtimmende Friſt kann nach Umſtaͤnden auf laͤnger als acht Tage feſtgeſetzt, und 
1 5 die im $. 31. a. a. O. zu Eidesleiſtungen angeordnete achttaͤgige Friſt nach 


dem Ermeſſen des Gerichts, insbeſondere in ſchleunigen Sachen, abgekürzt 
ate de. e. werden. 
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Le e eee, es“ ein Kollegium gehört, die Vorſchrift des g. 61. der Verordnung vom 1. Juni 

8 1.90833. Anwendung. Auf die Klage iſt ſofort ein Termin zur mündlichen Be⸗ 

„ eee, antwortung und zugleich zur weiteren muͤndlichen Verhandlung vor dem erfen- 

e Bere gu hy nenden Richter, mit Beachtung der in der Prozeßordnung vorgeſchriebenen kuͤr⸗ 

e e, gage zeren Friſten, anzuberaumen. Zu den hiernach zu behandelnden Sachen gehe: 
ken namentlich: 


1) Wechſelſachen (Prozeßordnung Titel 27.), 


2) Rechtsſtreitigkeiten aus Handelsbillets und kaufmaͤnniſchen nns 
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binnen Jahresfriſt nach dem Verfalltage (Allgemeines Landrecht Theil II. 
Titel 8. HF. 1256. 1285. und 1297.), 


3) Rechtsſtreitigkeiten aus einer Aſſekuranzpolize auf die Einzahlung der 
darin verſprochenen Praͤmie binnen 30 Tagen nach der Zei nnng (All⸗ 
gem. Landrecht Theil II. Titel 8. H. 2110), 


4) Arreſtſachen, die nicht mit der Hauptſache zugleich verhandelt werden 
(Prozeßordnung Titel 29. $$. 63 — 73.) 


5) eigentliche Merkantilſachen (Prozeßordnung Titel 30. §H. 9 — 47.), 


6) die in possessorio summarissimo zu verhandelnden b 
und Spolienſachen (Prozeßordnung Titel 31. und Titel 44. $. 44.), 


7) Bauſachen, wenn von einem ſchon wirklich angefangenen Bau die Rede 
iſt, deſſen Fortſetzung oder Kaſſirung von dem Ausfalle des Prozeſſes 
abhängt (Prozeßordnung Titel 42. $$. 34 — 42.), 


8) Miethsſtreitigkeiten, bei welchen uͤber die Einraͤumung oder Verlaſſung 
einer Wohnung und über die Befugniß zur Aufkuͤndigung derſelben ge- 
ſtritten wird (Prozeßordnung Titel 44. HF. 61 — 64.). 


Auch in anderen ſchleunigen und in einfachen Sachen kann, wenn das Gericht 
es für angemeſſen erachtet, die Klagebeantwortung mit der mündlichen Ver⸗ 
handlung verbunden werden. ö f 

Daſſelbe kann bei Gerichten, die kein Kollegium bilden, in allen Fällen 
geſchehen, welche das Gericht dazu fuͤr geeignet haͤlt. 


8. 11. 


In Rechnungsſachen, Bauſachen und anderen dazu geeigneten Sachen 
iſt der erkennende Richter befugt, in jeder Lage des Prozeſſes, jedoch erſt nach 
erfolgter Se e ee über von ihm zu bezeichnende Gegenſtaͤnde noch 
eine naͤhere Eroͤrterung vor einem von ihm dazu beſtellten Kommiſſarius an— 
zuordnen. Nach Beendigung der kommiſſariſchen Erörterung werden die Par: 
theien zur muͤndlichen Schlußverhandlung und Entſcheidung der Sache nach 
H. 34. der Verordnung vom 1. Juni 1833. vorgeladen. 


$. 15. 


Die Rechtsmittel der Appellation, der Reviſion und Nichtigkeitsbeſchwerde 
werden bei dem Gerichte erfter Inſtanz (F. 30.) nur ange t. Ihre Ein⸗ 
führung und Rechtfertigung mit den weiteren Verhandlungen daruͤder gehört 
vor das in höherer Inſtanz erkennende Gericht. Eine Ausnahme machen die 
im H. 27. bezeichneten Sachen. 


$. 16. 


Für die Anmeldung ($. 15.) genügt die Erklärung, daß der ee 
(Nr. 27:9.) ü 
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FE’ 1 . „ ſich uͤber das ergangene Erkenntniß beſchwert. Sie iſt an keine Form gebun⸗ 
er, e . den, und kann demzufolge muͤndlich zu Protokoll oder ſchriftlich ohne Zuziehung 
en cg ze eines Juſtizkommiſſars erfolgen. Auch auf den Namen, mit welchem das 
See, v, Ne. Rechtsmittel bezeichnet wird, kommt es nicht an. 

eee Das Gericht erſter Inſtanz prüft nur, ob die Anmeldung rechtzeitig er⸗ 
grey folgt und das Rechtsmittel dem Gegenſtande nach zulaffig ift, und fendet, wenn 
3 Beides der Fall iſt, die Akten, unter Benachrichtigung der Parteien, ſofort an 
1 „„ das Gericht höherer Inſtanz. N 


$. 17. 


3 Die Einfuͤhrung und Rechtfertigung muß bei Verluſt des Rechtsmittels 

— innerhalb vier Wochen nach Ablauf der für die Anmeldung beſtehenden Friſt, 

e aund ohne daß es einer beſonderen bedarf, dem Gerichte 

. dle, ae hoͤherer Inſtanz und zwar ſtets ſchriftlich überreicht werden. Nur aus Hin⸗ 

22.900 e een derungsgruͤnden, die in der Sache ſelbſt liegen, kann dieſe Friſt angemeſſen 
verlaͤngert werden. 


$. 18. 


Jede Einführungs- und Rechtfertigungsſchrift muß die Beſchwerdepunkte 
angeben. Soweit in dieſer Schrift oder in einem Nachtrage zu 1 
ergangene Erkenntniß vor Ablauf der im $. 17. angeordneten Friſt nicht durch 
beſtimmte Beſchwerden angegriffen iſt, tritt daſſelbe in Rechtskraft. 


§. 19. 


Mit dem Eintritt des muͤndlichen Verfahrens in den hoͤheren Inſtanzen 
finden die bisherigen Vorſchriften wegen Beſtellung mehrerer Referenten nicht 
ferner Anwendung. 


F. 20. 


b) Sir die Nach dem Eingange der Einfuͤhrungs⸗ und Rechfertigungsſchrift und 

Appellation. der Akten beſchließt der Appellationsrichter uͤber die Zulaſſung des Rechtsmit⸗ 
tels und erlaͤßt ſodann die Aufforderung zur Beantwortung der Schrift. Die 
Beantwortung iſt ſchriftlich binnen einer vierwoͤchentlichen, nur aus den im 
F. 17. angegebenen Gründen zu verlaͤngernden Friſt bei Vermeidung derjenigen 
Nachtheile einzureichen, welche in den HH. 44. und 45. der Verordnung vom 
1. Juni 1833. feſtgeſetzt find. f 


$. 21. 


Nur öffentliche Behörden und ſolche Perſonen, welche zum Richteramte 
befaͤhigt ſind, koͤnnen die Einführung und Rechtfertigung und deren Beant⸗ 
wortung ohne Zuziehung eines Juſtizkommiſſars ſchriftlich 1 

a ie rif⸗ 


1 


— anderer Parteien muͤſſen von einem Juſtizkommiſſar unterzeich⸗ 
net ſein. 


$. 22. 


Iſt die Beantwortung eingereicht oder darauf Verzicht geleiftet, oder die 
dazu bewilligte Frift abgelaufen, jo erfolgt die mündliche Verhandlung vor dem 
Appellationsrichter, wobei die in der Verordnung vom 1. Juni 1833. $$. 49. 
bis 53. getroffenen Beſtimmungen, jedoch mit eruͤckſichtigung der im F. 9. 
der gegenwaͤrtigen Verordnung vorgeſchriebenen Abaͤnderungen, eintreten. 
Die Vorladung der Parteien zur muͤndlichen Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung kann, in Ermangelung anderer zur Empfangnahme beſtellten Be⸗ 
vollmaͤchtigten, guͤltig zu Händen der a ben, en inſinuirt werden, welche 
die eingereichten S riftſaͤtze unterzeichnet haben, wenn dieſelben bei dem erken⸗ 
nenden Gerichte zur Prozeßpraxis befugt ſind, oder an dem Sitze dieſes Ge⸗ 
richtes wohnen. 
Die Vorſchrift des $. 48. der Verordnung vom 1. Juni 1833. wird 
aufgehoben. e. A e da, fd, 
N A, ad ne UD 


H. 23. . 


Für das Verfahren in der Reviſions- und Nichtigkeitsbeſchwerde⸗Inſtanz e BE die 
finden die für die zweite Inſtanz gegebenen e eee gleichfalls Anwen⸗ Nichſigkeſte⸗ 
2 Es ſind dabei jedoch die nachſtehenden beſonderen Vorſchriften zu Beſchwerde. 

efolgen: 
a) die Nichtigkeitsbeſchwerde muß außer der Angabe der Beſchwerdepunkte 

(F. 18.) dasjenige enthalten, was der Artikel 8. der Deklaration vom 

6. April 1839. vorſchreibt. 


b) Thatſachen zur Begründung der Reviſion und Nichti keitsbeſchwerde, | 
welche in der Rechtfertigungsſchrift nicht geltend gemacht worden find, 
dürfen ſpaͤter nicht vorgebracht werden. 
c) wenn die Beantwortung der Reviſion und Nichtigkeitsbeſchwerde binnen 
der beſtimmten Friſt (F. 20.) nicht eingeht, ſo werden die in der Recht⸗ 
a oe ber, angeführten Thatſachen, ſoweit dieſelben überhaupt noch 
zuläjfig waren, für zugeſtanden angenommen. 
d) Zur Anfertigung der Schriftſaͤtze in dieſer Inſtanz find, ſofern dieſelben 
von Juſtizkommiſſaren zu unterzeichnen find ($. 21.), ausſchließlich die 
bei dem Geheimen Ober-Tribunal angeſtellten Juſtizkommiſſare befugt. 


$. 24. 


Fr die mündliche Verhandlung und die darauf ergehende Entſcheidung 
bei den Senaten des Geheimen Ober-Tribunals iſt die Anweſenheit von min⸗ 
(Nr. 2729.) deſtens 


1 
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3 „ deſtens 7 Mitgliedern, den Vorſitzenden eingefchloffen, erforderlich. Einer Ver: 
, “ðwoebrung dieser Aung bedack es aber auch dann nicht, wenn es auf Abände⸗ 
rung Zweier gleichförmigen Erkenntniſſe ankommt. Die Beſtimmung in Nr. 7. 
.der Order vom 19. Juli 1832. (Geſetzſammlung Seite 192.) wird aufgehoben. 
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Be Das Plenum des Geheimen Ober-Tribunals hat in den Fällen der 
Vr. 3. und 4. der Verordnung vom 1. Auguſt 1836. (Geſetzſammlung Seite 
1 218.) nicht bloß uͤber die zweifelhaft gewordene Rechtsfrage, ſondern in der 
Sache ſelbſt zu entſcheiden. Die Entſcheidung erfolgt auf Grund nochmaliger 
muͤndlicher Verhandlung vor verſammeltem Plenum. 


eee ee ee 
S v., ein. 
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— Tray U I % Den bei ihm aufgetretenen Sachwaltern der Parteien theilt das Geheime 
. Ober⸗Tribunal Abſchriften des mit den Entſcheidungsgruͤnden verſehenen "Cr: 
E 4... fenntniffes mit, und ſetzt dabei ihre Gebühren in einem Pauſchquantum feſt, 
1 das für jeden mindeſtens 15 Rthlr. betragen ſoll, jedoch auch den ganzen Be: 


bee e eee trag der in dieſer Inſtanz angeſetzten Gerichtskoſten erreichen kann. 
. , Gear u 
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AR aner, Sachen. a) im Wechſelprozeß, 


b) in Arreſtſachen, die nicht mit der Hauptſache zugleich verhandelt werden 
(Prozeßordnung Tit. 29. $$. 63 73.), 


c) im eigentlichen Merkantilprozeß (Prozeßordnung Tit. 30. $$. 9—47.), 


d) in Bauſachen, wenn von einem ſchon wirklich angefangenen Bau die 
Rede iſt, deſſen Fortſetzung oder Kaſſirung von dem Ausfalle des Pro⸗ 
zeſſes abhängt (Prozeßordnung Tit. 42. $$. 34—42,), 


muß die Anmeldung der Appellation und deren Rechtfertigung ſpaͤteſtens bin⸗ 
nen 3 Tagen, mit brach weden der Reſtitution, bei dem Gerichte erſter In⸗ 
ſtanz ($. 30.) angebracht werden. Sie kann mündlich zu Protokoll erflärt oder 
‚schriftlich in der für die Apellationsrechtfertigung beſtimmten Form (F. 21.) ein- 
gereicht werden. 


Das Gericht erſter Inſtanz ſchickt die Akten ſofort nach Eingang der 
Appellationsrechtfertigung an den Appellationsrichter, und ſetzt die Parteien 
gieichgeitig davon in Kenntniß, den Appellaten unter Mittheilung der Appel: 
ationsrechtfertigung. 

Der Appellationsrichter ſetzt einen moͤglichſt kurzen Termin zur Entgeg⸗ 
nung auf die Appellationsrechtfertigung und zur muͤndlichen Verhandlung 3 
f un 
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und ladet die Parteien dazu unter der in den $$. 20. und 21. vorgeſchriebenen 
Verwarnung vor. 


Dem Appellaten ſteht frei, vor dem muͤndlichen Termine eine Entgeg⸗ 
nung auf die Appellationsrechtfertigung, welche an keine Form gebunden iſt, 
dem Appellationsgericht einzureichen. 


Fuͤr die Reviſion und Nichtigkeitsbeſchwerde treten in Anſehung der Friſt? e 1 
zu deren Anbringung, der Form, in welcher die Erklaͤrungen anzubringen find, ehe 8. 
und des Verfahrens dieſelben Vorſchriften mit den naͤheren Beſtimmungen des e ee ae bie. 
H. 23. a. und b. ein. e dar Gym gu 


3 . I 
IE WM, gd. . u, g. 


2 Se „ Aa N 23. - r . 5 er nag. e. u) Kar ai ad 
eee an e DA u TE Zaren mn . ging Du anregt, e Anett ee SD ie agr. a, ee g, egg , A 
Die $$. 68. und 69, der Verordnung vom 1. Juni 1833. werden auf⸗ I 956 
gehoben. jr 12 


Lee. he ne 73 


Bei Prozeſſen, deren Gegenſtand funfzig Thaler nicht uͤberſteigt, und 1 
die fich 5 + dem Titel 1. der Verordnung vom 1. Juni 1833. Waigel n un A 
benen Mandatsprozeſſe eignen, wird auf die zugelaffene Klage, wenn ſolche auf Et 
Zahlung einer Geldſumme oder Gewaͤhrung anderer vertretbarer (fungibler). "> = er 
Sachen gerichtet iſt, an den Verklagten, ſtatt der Vorladung zu einem Ter- = we 
mine, ein Mandat mit vierzehntaͤgiger oder bei ſchleunigen Sachen nach rich⸗ u. 2 ar per «u di 
terlichem Ermeſſen kuͤrzer zu beſtimmenden Friſt, erlaſſen. Dieſes Mandat e e 

muß die Beſtimmung, was der Verklagte dem Klaͤger zu zahlen oder zu leiſten = e ag ue, 72. 
hat, und die Verwarnung enthalten, daß, wenn der Verklagte binnen der ge⸗ e, 28 
ſtellten Friſt weder muͤndlich zu Protokoll noch ſchriftlich Widerſpruch beim 5 
Gerichte erhebt, das Mandat die Kraft eines Kontumazialerkenntniſſes erlange, 

und auf den Antrag des Klägers — der von der erfolgten Inſinuation zu be⸗ 

nachrichtigen iſt — ohne Weiteres werde zur Vollſtreckung gebracht werden. 

Erſt wenn innerhalb der beſtimmten Friſt Widerſpruch angebracht wird, ſind 

beide Theile zur vollſtaͤndigen Klagebeantwortung und weiteren mündlichen 

Verhandlung daruͤber nach H. 61. u. f. der Verordnung vom 1. Juni 1833. 

und mit Androhung des nach den ß. 23. und 24. a. a. O. und nach F. 9. 


5 gegenwärtigen Verordnung den Ausbleibenden treffenden Nachtheils vor— 
zuladen. 


Bei anderen Bagatellſachen iſt lediglich nach den Vorſchriften des zwei⸗ 
1 Abſchnitts zweiten Titels der Verordnung vom 1. Juni 1833. zu ver⸗ 
ahren. 5 


. je, 


H. 29. 


Fuͤr Eheſachen bleiben in erſter und zweiter Inſtanz die Vorſchriften u. Beſon— 
der HH. 16 51. der Verordnung vom 28. Juni 1844. (Geſetzſammlung 7 rg 
Seite 184.) maaßgebend, wogegen in dritter Inſtanz hinſichtlich der Formen: . 
des Verfahrens, wie der Friſten die H. 23 — 26. der gegenwärtigen Verord— 
nung zur Anwendung kommen. 


Jahrgang 1846. (Nr. 2729.) * 44 k In 
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In Anſehung der vormundſchaftlichen Prozeſſe (Prozeßordnung Tit. 39.), 
der Todeserklaͤrungen, der Bloͤdſinnigkeits- und Wahnſianggkens⸗Ertiärungeg, 
der Konfiskations⸗, Generalmoratorien-, Konkurs-, Liquidations- und Sub⸗ ö 
haſtations-Prozeſſe, fo wie in Anſehung der Vermoͤgensabtretung und der Be— N 
handlung der Glaͤubiger, verbleibt es zwar fuͤr das Verfahren in erſter In⸗ ö 
ſtanz bei den beſtehenden Prozeßvorſchriften; werden aber gegen Erkenntniſſe 
Rechtsmittel eingelegt, oder kommen bei dieſen Sachen Spezialprozeſſe vor, 
welche zu einer abgeſonderten Verhandlung ſich eignen, ſo ſind ſie gleichfalls 
nach den Beſtimmungen der Verordnung vom 1. Juni 1833. und der gegen⸗ 
waͤrtigen Verordnung zu behandeln. ö 
H. 30. 
ein g. .. Die Rechtsmittel gegen Erkenntniſſe find innerhalb der geſetzlichen dazu 
immun. beſtimmten Friſten bei den Gerichtsbehörden, welche in der erſten Inſtanz in⸗ 
gen. ſtruirt oder erkannt haben, einzulegen. 
— 1 8 
Rechtsmittel $. 31. 
By Recht- Das Rechtsmittel der Reſtitution gegen Kontumazialerkenntniſſe (Ab⸗ 
8 ſchnitt 3. Titel 14. der Prozeßordnung) und Purifikationsreſolutionen (Werord- 
nung vom 28. März 1840., Geſetzſammlung Seite 102.) iſt zuzulaſſen, auch 
wenn erhebliche Hinderungsurſachen nicht angegeben und beſcheinigt ſind, das 
Reſtitutionsgeſuch aber im Uebrigen den geſetzlichen Vorſchriften entſpricht. 
Die Friſt zur Einlegung dieſes Rechtsmittels beginnt im Falle des 
$. 28. mit dem Zeitpunkte, in welchem das Mandat die Wirkung eines Kon— 
tumazialerkenntniſſes angenommen hat. 
0 e C. ge. Wenn ein deferirter oder referirter Eid nicht abgeleiſtet ift, fo kann f 
„ * zehn Tagen nach dem verſaͤumten Termine, es mag inzwiſchen bereits 
a 3 erkannt ſein, oder nicht, Reſtitution nachgeſucht werden. f 
.$ 276.170 Se. F 
ee Hue, San EBENE ER 1% 4 $, 39, ö 
ce) Zuſam⸗ Mehrere in demſelben Prozeſſe geltend gemachte Forderungen, welche 
8 auf Zahlung einer Geldſumme oder Gewaͤhrung anderer vertretbarer Sachen 


Forderungen gerichtet ſind, werden auch dann, wenn ſie aus verſchiedenen Geſchaͤften ent— 

Ar den ſprungen find, zuſammengerechnet, fo daß die Kompetenz des Gerichts, die 

Prozeßart, die Zulaͤſſigkeit von Rechtsmitteln und die Anſetzung der Koſten 
nach dem Geſammtbetrage dieſer Forderung beurtheilt wird. 


$. 33. 
d) Prozeß⸗ Der Juſtizkommiſſar, welcher eine Klage, Klagebeantwortung oder andere 
one Prozeßſchriften unterzeichnet, iſt fuͤr den Inhalt derſelben eben ſo verantwortlich, 


miſſare. als wenn er die Schrift ſelbſt abgefaßt hätte, en 


4 
H. 34. 


Beſchwerden gegen Verfügungen, wodurch ein Rechtsmittel zuruͤckgewieſe 9 e 
wird, koͤnnen nur innerhalb je oben ei den zur vefinitiven Enkſcheidung deſachen. 
über die Zulaͤſſigkeit des Rechtsmittels berufenen Gerichten der höheren Inſtanz 

angebracht werden. 


§. 35. 
Auch andere Beſchwerden gegen gerichtliche Verfügungen, welche die 


verweigerte Cinteirung eines Prozeſſes, oder das Prozeßverfahren. ſelbſt im Laufe 
der Wenn zum Gegenſtande haben, ſollen fortan dem Inſtanzenzuge der 
gegen Erkenntniſſe zulaͤſſigen Rechtsmittel folgen. 

Sie ſind gegen Verfuͤgungen der Gerichte erſter Inſtanz bei dem Ge⸗ 
richte zweiter Inſtanz anzubringen, bei deſſen Entſcheidung es in der Regel 
bewendet. Nur dann, wenn in der Hauptſache das Rechtsmittel der Reviſion 
nach $$. 1. bis 3. der Verordnung vom 14. Dezember 1833. ſtattfinden 
1 N iſt noch eine weitere Beſchwerde bei dem Geheimen Ober-Tribunale 
zulaͤſſig. 


Die Beſchwerden uͤber Verfuͤgungen der Gerichte zweiter Inſtanz in 
den bei ihnen anhaͤngigen Sachen, in welchen ein ordentliches oder außerordent⸗ 
liches Rechtsmittel dritter Inſtanz an ſich zulaͤſſig iſt, gehen an das Geheime 
Ober : Tribunal, 


$. 36, 


Die Ausführung der Verfügungen wird durch dagegen erhobene Be⸗ 
ſchwerden an fich nicht aufgehalten. Die vorgefegte Inſtanz ift aber befugt, 
die Ausſetzung der Ausführung noch vor der Entſcheidung über die Beſchwerde 
ſelbſt anzuordnen. 8 


§. 37. 


N Beſchwerden, welche die Disziplin, den Geſchaͤftsbetrieb oder Ver⸗ 
engen betreffen, find auch fernerhin an die vorgeſetzte Aufſichtsbehoͤrde 
zu richten. 


$. 38. 


Auf die zur Kompetenz der Generalkommiſſionen, oder der ihre Stelle 
vertretenden Regierungsabtheilungen gehörenden Auseinanderſetzungsſachen finden 
die Vorſchriften der gegenwärtigen Verordnung keine Anwendung. 


5. 9. Zeitpunkt der 

IN g Anwendung 

Die gegenwaͤrtige Verordnung ſoll mit dem 1. Dezember 1846. in Wirk⸗ 4 Helen 
ſamkeit treten. Be für das 
8 Wit hin e 
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Mit dieſem Zeitpunkte hört auch die bisherige Suspenſion der Vorfchrif- 
ten des zweiten und vierten Titels der Verordnung vom 1. Juni 1833. vom 
ſummariſchen Prozeß fuͤr. das. Großherzogthum Poſen (vergl. H. 7. der Ver⸗ 
ordnung vom 16. Juni 1834., Geſ.⸗Samml. S. 75.) auf, und finden alsdann 
dieſe Vorſchriften mit denen der gegenwaͤrtigen Verordnung auch in dem Groß— 
herzogthum Poſen Anwendung. 


Alle vor dem 1. Dezember 1846. inſinuirten Klagen werden in der 
Inſtanz, in welcher ſie ſich befinden, nach den bisherigen Vorſchriften erledigt; 
nach beendigter und auf den uͤbereinſtimmenden Antrag der Parteien auch ſchon 
im Laufe der Inſtanz-treten die neuen Vorſchriften ein —k— 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Sansſouei, den 21. Juli 1846. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. v. Savigny. Uhden. } 


—— 


Beglaubigt: 
Bode. 


